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Auswirkungen einer Verkürzung der Arbeitszeit auf die 
öffentlichen Haushalte 

Der Trendbruch im Wir tschaf tswachstum seit Mitte 

der siebziger Jahre hat die Zahl der Arbei ts losen in 

den OECD-Staaten auf nunmehr etwa 32 Mill ionen 

steigen lassen. Während die Konjunkturbelebung in 

den letzten zwei Jahren einige wicht ige wirtschaft l i 

che Rahmenbedingungen verbesserte, konnte sie die 

Ungleichgewichte auf dem Arbei tsmarkt kaum verr in

gern ; in Westeuropa nimmt die Arbei ts losigkei t sogar 

wei ter zu, wenn auch nur mehr langsam. Auc h die 

mittelfr ist igen Prognosen lassen eher eine weitere 

Verschärfung des Problems befürchten 

Die ungünst igen Aussichten, durch rascheres 

Wachstum die Arbei ts losigkei t wirksam zu bekämp

fen, haben den Über legungen, durch Verkürzung der 

wöchent l ichen Normalarbeitszeit zusätzl iche Be

schäf t igungsmögl ichkei ten zu schaffen, Auft r ieb ge

geben In vielen Ländern können sich diese Überle

gungen inzwischen auf e ingehende ökonomische 

Analysen der Auswi rkungen einer Arbeitszeitverkür

zung auf die wicht igsten Zieigrößen der Wirtschafts

politik s tü tzen 1 ) 

Auch in Österreich wi rd die Frage der Arbeitszeitver

kürzung als Instrument der Beschäft igungspol i t ik dis

kut iert Eine Arbei tsgruppe des Beirats für Wirt

schaf ts- und Sozialfragen hat in einer umfassenden 

Studie neben anderen Aspekten auch die gesamtwir t 

schaft l ichen Effekte einer Arbei tszei tverkürzung un

tersucht Dafür wurde, ähnlich wie in ausländischen 

Studien, ein adaptiertes makroökonomisches Simula

t ionsmodel l des Insti tutes für Höhere Studien heran

gezogen 2 ) Es bildet die Auswi rkungen einer Arbe i ts 

zei tverkürzung auf die wicht igsten Zielvariablen wie 

Wir tschaf tswachstum, Beschäft igungsniveau, Preis

entwicklung und funktionelle Einkommensvertei lung 

ab Neben diesen Zielgrößen ist auch die Verände

rung des Gebarungssaldos der öffentl ichen Haus

halte durch eine Arbei tszei tverkürzung von großer 

Bedeutung. Zum Teil wird die Meinung vert reten, daß 

die hohen Defizite der öffentl ichen Haushalte ein gra

vierendes Hindernis für eine allgemeine Arbeitszeit

verkürzung darstellen Eine kürzere Arbe i tswoche 

müßte gerade im öffentl ichen Dienst durch eine Aus

wei tung der Beschäft igung kompensier t werden, da 

hier die Rational isierungsmögiichkeiten gering seien 

Der zusätzl iche Persona laufwand würde so die beste

henden Budgetprobleme noch bedeutend verschär

fen 

: ) Eine zusammenfassende Darstellung der Ergebnisse von Mo
dellsimulationen zur Arbeitszeitverkürzung aus mehreren Län
dern findet sich in Breuss (1985). 
a ) Siehe Beirat (1984) sowie Maurer — Pichelmann (1984) 

Eine nähere, über das Modell hinausgehende Analyse 

der Auswirkungen einer Arbei tszei tverkürzung auf 

den öffentl ichen Sektor erweist sich aus mehreren 

Gründen ais no twend ig : 

— Die ökonometr ischen Simuiat ionsmodelle b i lden 

den öffentl ichen Sektor meist nur in groben Ansät 

zen ab. Einnahmen- und Ausgabenst röme sche i 

nen nicht hinreichend disaggregiert , um Änderun

gen ihrer Zusammensetzung berücksicht igen zu 

können Wicht ige Rückwirkungen — etwa auf 

Grund von Änderungen des Preisniveaus — auf 

die Steuereinnahmen und den laufenden Aufwand 

des Staates bleiben außer Betracht Die Ergeb

nisse von Simulat ionsrechnungen weisen daher in 

d iesem Bereich einen großen Unsicherheitsspiel

raum auf 

— Model le stützen sich auf die Erfahrungen und Ver

haltensweisen in der Vergangenheit Diese "Struk-

turkonstanz" ist angesichts der grundlegend g e 

änderten wirtschaft l ichen Rahmenbedingungen 

sowie der geänderten Zielsetzung der Arbei tszei t 

verkürzung — als beschäft igungspol i t isches In

st rument statt wie bisher ais Abgel tung des Pro

dukt iv i tätsfortschr i t ts — problemat isch Auf Grund 

seines hohen Gewichts und des Spielraums in de r 

Gestaltung seiner Personalpolit ik k o m m t dem öf

fent l ichen Dienst eine Schlüsselrol le in den A u s 

wi rkungen einer Arbei tszei tverkürzung zu 

— Die Analyse im Modellablauf unterstel l t , daß die 

Wirtschaftspol i t ik im Lauf der Beobachtungspe

r iode unverändert bleibt Die Länge des Simula

t ionszeitraums von 9 Jahren und die Bedeutung 

der Budgetpol i t ik als Steuerungsinstrument lassen 

diese Annahme jedoch als unrealist isch erschei 

nen. Vielmehr ist zu erwarten, daß bei Auf t reten 

unvorhergesehener und unerwünschter Folgewir

kungen einer Arbei tszei tverkürzung die öffentl iche 

Hand korr igierend eingreift 

Ergänzend zu den Model l rechnungen und unter den 

gleichen Annahmen wurden daher für den öffent l i 

chen Sektor zusätzliche Schätzungen durchgeführ t , 

um realistischere Anhal tspunkte für die Auswi rkun

gen einer Arbei tszei tverkürzung auf die Gebarung zu 

gewännen Diese Schätzungen veränderten tei lweise 

die ursprüngl ichen Model lannahmen, sodaß Iteratio

nen zur Herstel lung der Konsistenz zwischen den g e 

trennten Schätzungen für den öffentl ichen Sektor 

und den makroökonomischen Model lergebnissen 

notwendig waren 
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Budgetwirkungen einer Arbeitszeitverkürzung 

Direkte Effekte 

Eine aligemeine Verkürzung der Wochenarbei tszei t 

wirkt s ich grundsätzl ich in dreifacher Weise auf die 

Gebarung der öffentl ichen Hand aus: 

— in zusätzl ichen Ausgaben für (neu eingestell tes) 

Personal und für eine höhere Zahl von Überstun

d e n ; 

— in zusätzl ichen Einnahmen an Steuern und Sozial

beiträgen auf Grund der höheren Zahl von Be

schäft igten und Überstunden in der Gesamtwir t 

schaft Eine Arbei tszei tverkürzung hat — je nach 

Lohnausgleichsregel — unterschiedl iche Wirkun

gen auf die funktionelle Einkommensvertei lung so

wie Höhe und Struktur der effektiven Nachfrage 

Diese sind daher auch im Au fkommen der Gewinn

steuern und der indirekten Steuern zu berücks ich

t igen; 

— in einer Entlastung bei den öffentl ichen Transfer

zahlungen an Arbei ts lose und — in ger ingerem 

Ausmaß — an Bezieher von Frühpensionen 4 ) 

Preis- und Einkommenseffekte 

Neben den durch eine Arbei tszei tverkürzung direkt 

induzierten Einnahmen- und Ausgabenwi rkungen 

sind auch solche zu berücksicht igen, die aus Preis-

überwälzungen result ieren sowie aus Änderungen 

der Pro-Kopf-Verdienste (je Woche bzw Monat) in 

der Gesamtwir tschaft , die von der Lohnbi ldungsregel 

herrühren. So liegt beispielsweise der Deflator des 

privaten Konsums bei einer Arbei tszei tverkürzung mit 

Lohnpoli t ik nach Variante B längerfristig (in der Pe

r iode 9) um knapp 4% höher als in einem Szenario 

ohne Arbei tszei tverkürzung (Ausgangsszenario) 

Dies wirkt sich ceteris paribus in einer Steigerung 

des öffentl ichen Sachaufwands sowie in einem erhöh

ten Au fkommen an indirekten Steuern aus Umge

kehrt sinken in der Variante mit produkt iv i tätsor ien-

4 ) Die Ausgabenentlastung, die sich auf Grund des durch die 
Arbeitszeitverkürzung bewirkten Beschäftigungseffekts für die 
Arbeitslosenversicherung ergibt, ist im Prinzip für den Saldo 
des Bundesbudgets unwirksam, da je nach dem Ausgabener
fordernis der Beitragssatz angehoben werden muß bzw ge
senkt werden kann. Etwaige Überschüsse oder Defizite werden 
über den Reservefonds ausgeglichen. (Anders als in der Pen
sionsversicherung trägt der Bund in der Arbeitslosenversiche
rung keine Ausfailhaftung ) In den Ergebnissen der Berechnun
gen wurde daher diese Ausgabenentlastung für den Saldo der 
Einnahmen- und Ausgabenwirkungen nicht berücksichtigt Sie 
wäre allenfalls dann in Rechnung zu stellen, wenn die Senkung 
(relativ zur Ausgangsbasis) des Beitragssatzes zur Arbeitslo
senversicherung durch die Anhebung eines anderen Steuer
oder Beitragssatzes ausgeglichen würde (wie z. B in der Ver
gangenheit Mittel vom Familienlastenausgleichsfonds zur Pen
sionsversicherung umgeschichtet wurden) 

t ierter Lohnpolit ik die Pro-Kopf-Verdienste kurzfr ist ig 

um etwa 4%, längerfristig um 9% unter das Ver

gleichsniveau (bei konstanter Arbeitszei t) Da der 

Wochen- bzw Monatsverdienst die Grundlage für die 

Bemessung der Lohnsteuer und der Sozialbeäträge 

bildet, muß sich diese Lohndämpfung auch im 

Steuer- und Bei t ragsaufkommen spiegeln Gleichzei

t ig bedeutet sie aber auch eine relative Ent lastung bei 

den öffentl ichen Personalausgaben sowie bei jenen 

Transferzahlungen, die mit der Verdienstentwicklung 

quasi-indiziert sind (Pensionen, Arbei ts losenunter

stützung u a ) 

Zur Entwicklung der öffentlichen Transfers 

Die quantitativ weitaus bedeutendste Öffentliche 

Transferleistung sind die Pensionen Der gesamte 

Aufwand hiefür beträgt 1985 in der Sozialversiche

rung schätzungsweise 125 Mrd S Die Pensionen 

werden jährl ich um einen Prozentsatz erhöht, der 

sich an der Entwicklung der Pro-Kopf-Verdienste 

( d . h . der Lohnsumme je Beschäft igten) orientiert. Im 

Falle einer Arbei tszei tverkürzung mit produkt iv i täts-

orientierter Lohnpoli t ik (Variante A) ergibt s ich aus 

der Mechanik der Pensionsanpassung in manchen 

Jahren eine deutl iche Dämpfung des Realeinkom

mens für Pensionisten Es ist f ragl ich, ob den Pensio

nisten aus dem Titel einer Arbei tszei tverkürzung für 

die aktiven Beschäft igten eine solche mehrfache 

Dämpfung ihrer Realeinkommen zugemutet werden 

kann. Aus diesem Grund wurden bei der Berechnung 

der öffent l ichen Transfers der Variante A zwei Alter

nativen berücksicht igt : 

Variante A1 eine Indizierung mit der Lohnsumme je 

Beschäft igten (sie entspr icht in g roben Zügen dem 

gegenwärt igen System der Pensionsanpassung) ; 

Variante A2: eine Indizierung mit dem Deflator des 

privaten Konsums 

Die beiden Alternativen der Indizierung wurden nur 

für die produkt ivi tätsorient ierte Lohnbi ldungsregel 

berechnet Für eine Arbei tszei tverkürzung gemäß Va

riante B ist eine Indizierung der Transfers mit dem 

Konsumdef lator nicht relevant, da hier die reale Kauf

kraft der Pensionen gewahrt bleibt und daher kein 

Grund besteht , von der herkömml ichen Pensionsan

passung abzugehen 

Auswirkungen auf die Finanzlage der 
öffentlichen Haushalte 

Die Übersichten 1 bis 3 zeigen die Auswi rkungen 

einer schri t tweisen Arbei tszei tverkürzung von 40 auf 

35 Wochenstunden auf die Gebarung des gesamten 

öffentl ichen Sektors In Übersicht 1 ist eine produkt i 

vitätsorientierte Lohnpoli t ik unterstel l t sowie eine 

138 



Monatsber ichte 3/1985 

Übersicht 1 

Effekte einer Arbeitszeitverkürzung von 40 auf 
35 Wochenstunden bei produktivitätsorientierter Lohnpolitik 

Variante A1 

1,Jahr 3 Jahr 6 Jahr 9 Jahr 

Differenz zum Ausgangs Szenario 
in Mrd . S 

Zusätzliche Ausgaben 

Beschäft igte + 3 3 + 6 7 + 15,5 + 23 1 

Überstunden + 4 1 + 4 9 + 5 9 + 0,0 

Preiseffekte') - 7,4 - 13,7 — 2 8 , 4 — 4 2 , 2 

Summe - 0,0 - 2 0 - 7,0 — 1 9 1 

Zusätzliche Einnahmen 

Lohnsteuer der Beschäft igten + 0,9 + 2,8 + 6 1 + 1 0 0 

Überstunden + 2 2 + 1.3 + 3,0 + 0,0 

Preiseffekte - 6 9 - 7,8 — 2 0 , 8 — 2 5 4 

Zusammen - 3,8 - 3 7 - 1 1 7 - 1 5 , 3 

Sozialbeiträge der Beschäft igten + 2 7 + 8 9 + 19.3 + 32.0 

Übers tunden + 3 7 + 2 1 + 5 0 + 0,0 

Preiseffekte - 8 9 -10 1 - 2 7 0 - 3 3 . 0 

Zusammen - 2,5 + 0 9 - 2 7 - 0 9 

Gewinnsteuern + 4,0 + 0,4 + 3 2 - 4 8 

Indirekte Steuern - 1,4 0,8 — 2,5 - 2,4 

Summe - 3 7 - 3.3 - 1 3 , 6 — 2 3 , 5 

Entlastung der Sozialausgaben 

Arbei ts los engeld*) + 0 9 + 2 9 + 6,5 + 10,8 

Früh pensionen + 0,5 + 1,5 + 3,5 + 5,8 

Summe + 1.3 + 4,4 + 10,0 + 16,6 

Saldo — 32 + 0,3 - 31 + 14 

' ) Öffentl iche Transfers mit der Lohnsumme je Beschäft igten indiziert (verzögert) — 
s ) Für den Saldo nicht wi rksam 

(verzögerte) indizierung der Sdzialtransfers mit den 

Pro-Kopf-Verdiensten der Akt iven, etwa nach gegen

wärt iger Praxis 

Durch die Arbei tszei tverkürzung erhöht s ich im öf

fent l ichen Sektor der Personalaufwand zunächst um 

3,3 Mrd S und langfristig um schätzungsweise 

23,1 Mrd , S (zu laufenden Preisen, jeweils gegenüber 

der Entwicklung ohne Arbei tszei tverkürzung) Für 

Überstunden muß kurzfr ist ig um rund 4 Mrd S und 

mittelfr ist ig um knapp 6 Mrd S mehr aufgewendet 

werden, wenn s ich, wie angenommen, ein Drittel bzw 

ein Sechstel des rechner ischen Arbei tszei tverkür

zungsef fekts in Überstunden niederschlägt (längerfri

st ig werden sie wieder auf das Niveau des Aus-

gangsszenarios abgebaut), Diese Mehrausgaben 

werden jedoch durch die Dämpfung der Preis- und 

Einkommensentwick lung auf Grund der Lohnbi l 

dungsregel mehr als wet tgemacht Gegenüber dem 

Ausgangsszenar io wird nicht nur die Entwicklung der 

Pro-Kopf-Verdienste aller öffentl ich Bediensteten ge

dämpft , sondern in wei terer Folge auch die Ausgaben 

für die an die allgemeine Lohn- und Gehaltsentwick

lung gekoppel ten Transfers, 

Die durch die Arbei tszei tverkürzung ausgelöste Stei

gerung der Beschäft igtenzahl in der Gesamtwir t 

schaft bedeutet Mehreinnahmen an Lohnsteuer von 

rund 10 Mrd S und an Sozialbeäträgen von 32 Mrd S 

(jeweils im Jahr 9) Auch die vorübergehend höhere 

Zahl der Überstunden steigert den Ertrag der direk

ten Abgaben. Diesen Mehreinnahmen stehen jedoch 

massive Mindereinnahmen auf Grund der Dämpfung 

der Pro-Kopf-Verdienste aller Beschäft igten gegen

über Der Ausfall an Lohnsteuer ist infolge der Pro

gressionswirkung besonders gravierend (schät

zungsweise 25,4 Mrd S ) s ) . Bei den Sozialbeiträgen 

fällt der hohe Antei l von 44% an der Bru t to -Lohn- und 

-Gehal tssumme ins Gewicht (Einnahmenausfall 

33 Mrd . S) Die Senkung der Pro-Kopf -E inkommen 

dämpft auch den privaten Konsum und führ t zu Min

dereinnahmen bei den indirekten Steuern (längerfri

st ig um rund 2,4 Mrd S). 

Durch die Steigerung der Beschäft igung vermindert 

sich relativ zum Ausgangsszenar io der Aufwand 

für Arbei ts losenunters tützung (im Jahr 9 um 

10,8 Mrd . S) Da von den neu aufgenommenen Ar

beitskräften ein großer Teil auf Jugendl iche entfallen 

dürf te, die noch keinen Anspruch auf Arbe i ts losen

geld erworben haben, sollte al lerdings der Entla

stungseffekt nicht allzu hoch veranschlagt werden 

(Für den Saldo wurde dieser Effekt nicht berücks ich

t igt ) Auch die Zahl der Frühpensionen dürf te infolge 

der Arbei tszei tverkürzung etwas schwächer zuneh

men. 

Unter Berücks icht igung aller drei Komponenten führ t 

eine Arbei tszei tverkürzung bei produkt iv i tätsor ien

t ierter Lohnbi ldung kurzfr ist ig zu einer mäßigen Net

tobelastung der öffentl ichen Haushalte, da die preis-

und e inkommendämpfenden Effekte auf der Einnah

menseite stärker durchschlagen als auf der Ausga

benseite Unter den Annahmen des Model ls und den 

darauf basierenden Berechnungen verschlechtert 

sich der Saldo kurzfr ist ig nach einem Verkürzungs

schri t t jeweils um über 3 Mrd S (zu laufenden Prei

sen) Langfristig ergibt sich jedoch ein etwa ausgegl i 

chenes Nettoergebnis 

Mit tel- und längerfristig verschlechtert sich die Geba

rung des öffentl ichen Sektors deut l ich, wenn ange

nommen wird, daß die Real lohndämpfung der Akt iven 

nicht auch bei den Empfängern der öffentl ichen 

Transfers im gleichen Maße auftr i t t (siehe Über

sicht 2) In diesem Fall sinken die öffent l ichen Ausga

ben weniger stark unter das Niveau des Ausgangs-

s ) In der Variante A sinkt die Lohnsumme je Beschäftigten im 
Verhältnis zur Ausgangsbasis kurzfristig um rund 4'/ 4% und 
langfristig um etwa 9'/4%. Durch den "negativen Progressionsef-
fekt" kommt es zu beträchtlichen Ausfällen an Lohnsteuer. Es 
wurde angenommen, daß der Rückgang der Bruttoverdienste 
das Lohnsteueraufkommen um 30% mindert, das entspricht 
etwa dem Grenzsteuersatz des gegenwärtigen Durchschnitts
verdienstes. Dieser Satz von 30% wurde für die gesamte Simu
lationsperiode konstant gehalten. Das bedeutet, daß der An
stieg der Grenz- und Durchschnittsteuersätze auf Grund der 
nominellen Verdienstentwicklung ("fiscal drag") durch entspre
chende Anpassungen im Steuertarif ausgeglichen wird, also 
eine Quasi-Indizierung des Steuertarifs. Ist diese Indizierung 
nicht vollständig, d. h. steigt längerfristig der Grenzsteuersatz 
des Pro-Kopf-Verdienstes, so sind auch die Lohnsteuerausfälle 
höher anzusetzen als in den vorliegenden Berechnungen 
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Übersicht 2 

Effekte einer Arbeitszeitverkürzung von 40 auf 
35 Wachenstunden bei produktivitätsorientierter Lohnpolitik 

Variante A2 

Übersicht 3 

Effekte einer Arbeitszeitverkürzung von 40 auf 
35 Wochenstunden bei teilweisem Lohnausgleich 

Variante B 

1. Jahr 3 Jahr 6 Jahr 9 Jahr 1. Jahr 3 Jahr 6 Jahr 9 Jahr 

Differenz z u m Ausgangs Szenario Differenz z u m Ausgangsszenar io 

in Mrd S in Mrd. S 

Zusätzliche Ausgaben Zusätzliche Ausgaben 

Beschäf t igte + 3,3 + 6 7 + 1 5 5 + 23 1 Beschäft igte + 3,5 + 7 0 + 1 4 7 + 21 7 

Übers tunden + 4 1 + 4 9 + 5 9 + 0 0 Überstunden + 3 7 + 4 2 + 6 7 + 0 0 

Preiseffekte ' ) .... - 7,4 - 9,8 - 2 3 , 5 - 3 1 . 7 Preiseffekte') + 1,2 + 1,9 + 4,3 + 6,9 

S u m m e - 0.0 + 1 9 - 2 1 - 8,6 Summe + 8 4 + 131 + 27 7 + 28.6 

Zusätzliche Einnahmen Zusätzliche Einnahmen 

Lohnsteuer der Beschäf t ig ten + 0 9 + 2,8 + 6 1 + 10,0 Lohnsteuer der Beschäft igten + 0,6 + 2 4 + 5 2 + 9,0 

Übers tunden + 2 2 + 1,3 + 3,0 + 0 0 Überstunden + 2,3 + 1 1 + 2 7 + 0,0 

Preiseffekte _ 6 9 - 7,8 - 2 0 , 8 - 2 5 , 4 Preiseffekte + 0 8 - 0 7 + 0 7 — 0,3 

Zusammen - 3,8 - 3 7 - 1 1 7 - 1 5 , 3 Zusammen + 3,8 + 2,8 + 8 5 + 8 7 

Sozialbeiträge der Beschäft igten + 2 7 + 8 9 + 19,3 + 32 D Sozialbeitrage der Beschäf t ig ten + 2 0 + 7 4 + 1 6 0 + 2 7 5 

Übers tunden + 3 7 + 2 1 + 5,0 + 0 0 Überstunden + 3 8 + 1.8 + 4 4 + 0,0 

Preiseffekte - 8 9 - 10 1 - 2 7 0 - 3 3 0 Preiseffekte + 1 0 - 0.9 + 0 8 - 0,3 

Zusammen - 2 5 + 0 9 - 2 7 - 0 9 Zusammen + 6,8 + 8,3 + 21 2 + 2 7 2 

Gewinnsteuern + 4 0 + 0,4 + 3 2 - 4 8 Gewinnsteuern — 1,6 — 4 4 — 11 2 — 18.0 

Indirekte Steuern - 1,4 - 0,8 - 2,5 - 2,4 Indirekte Steuern + 0,4 + 0,8 + 2,7 + 4,5 

Summe -- 3 7 - 3,3 - 1 3 , 6 - 2 3 5 Summe + 9,3 + 7,5 + 21 2 + 22,3 

Entlastung der Sozialausgaben Entlastung der Sozislausgaben 

Arbei ts losengeld 1 ) + 0 9 + 2 9 + 6 5 + 1 0 8 Arbei ts losengeld 2 ) + 0,8 + 2 9 + 6 1 + 10,5 

Früh Pensionen + 0,5 + 1,5 + 3.5 + 5.8 Frühpensionen + 0,3 + 1.2 + 2,8 + 4.5 

Summe + 1.3 + 4,4 + 10,0 + 16.6 Summe + 1,1 + 4.1 + 8 7 + 15,0 

Saldo _ 32 36 - 80 - 9 1 Saldo + 12 44 - 39 - 1.8 

' ) Öffent l iche Transfers tei lweise mit d e m Konsumdef la tor indiziert (verzögert) — 
3 ) Für den Saldo nicht wi rksam 

') Öffentl iche Transfers mit der Lohnsumme je Beschäf t ig ten indiziert (verzögert) — 
! ) Für den Saldo nicht wi rksam 

Szenarios Der Saldo der öffent l ichen Haushalte ver

schlechter t sich längerfristig um etwa 9 Mrd. S 

Die finanziellen Auswirkungen einer Arbeitszei tver

kürzung nach Variante B sind in Übersicht 3 darge

stellt Trotz der höheren Pro-Kopf-Verdienste als in 

Variante A liegt hier der zusätzl iche Personalaufwand 

im öffentl ichen Dienst infolge des ger ingeren Be

schäft igungseffekts längerfristig etwas niedriger Für 

die übr igen öffentl ich Bediensteten weicht der Perso

nalaufwand kaum von der Ausgangssi tuat ion ab, da 

die Pro-Kopf-Verdienste in beiden Fällen mit annä

hernd gleicher Rate steigen Aus d iesem Grund ist 

auch der Aufwand für die " indizierten" Transfers na

hezu ident isch Der Preiseffekt ( langfristig knapp 

7 Mrd . S) ergibt sich ausschließlich aus d e m teureren 

Sachaufwand (der Konsumdef lator liegt in dieser Va

riante langfristig um knapp 4% über dem Niveau der 

Ausgangsbasis) Insgesamt führ t die Arbeitszei tver

kürzung in dieser Variante zu Mehrausgaben in der 

Größenordnung von 8,4 Mrd S (kurzfristig) bzw 

schätzungsweise 28,6 Mrd S (langfristig) 

Der Mehraufwand der öffentl ichen Hand wird jedoch 

in dieser Variante durch Mehreinnahmen aus Lohn

steuer und Sozialabgaben der gesamten Wirtschaft 

wei tgehend ausgegl ichen Zwar ist der gesamtwir t 

schaft l iche Beschäft igungseffekt ger inger als in Va

riante A — daher ist auch das zusätzl iche Steuer-

und Bei t ragsaufkommen etwas n i e d r i g e r — , doch 

bleiben die Pro-Kopf-Verdienste gegenüber dem 

Ausgangsszenar io nahezu unverändert Al lerdings 

geht in diesem Fall die Arbei tszei tverkürzung stärker 

zu Lasten der Gewinne, weshalb mit tel- und längerfr i

st ig die Gewinnsteuern deut l ich ger ingere Erträge lie

fern 

Infolge des relativ ger ingeren Beschäf t igungsef fekts 

in dieser Variante sind hier auch die "Einsparungen" 

bei den Sozialausgaben etwas mäßiger Jene in der 

Arbei ts losenvers icherung werden auch in dieser Va

riante als für den Saldo unwirksam angenommen, 

insgesamt ergibt s ich unter den getrof fenen Annah

men bei einer Arbei tszei tverkürzung nach Variante B 

kurzfr ist ig eine Verbesserung des Gebarungssaldos 

der öffentl ichen Haushalte um rund 1,2 Mrd S, lang

frist ig eine geringe Verschlechterung ( — 1,8 Mrd S). 

Zur Interpretation der Ergebnisse 

Die Ergebnisse obiger Berechnungen müssen mit 

Vorsicht interpretiert werden Zwar haben sie gegen

über den makroökonomischen Model ls imulat ionen 

den Vorzug, daß für die auf Grund der Arbeitszei tver

kürzung zusätzl ich Beschäft igten ein real ist ischeres 

Niveau der Durchschni t tsverdienste (unter dem 

Durchschni t t aller Beschäft igten) berücksicht igt wer

den konnte, daß die Auswi rkungen der Lohnbi idungs-
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regel auf das Lohnsteueraufkommen exakter erfaßt 

werden (mittels Grenzsteuersätzen}, und daß die In

dizierung der Soziaitransfers analog der bestehenden 

gesetzl ichen Regelung er fo lg te 6 ) . Dennoch bleiben 

auch hier einige Aspek te unberücksicht igt 

So hat z B die Anpassung der öffent l ichen Transfer

zahlungen an die Preis- bzw Lohnentwick lung Aus

wirkungen nicht nur auf die öffent l ichen Ausgaben, 

sondern in weiterer Folge auf das verfügbare E inkom

men der Haushalte, den privaten Konsum und damit 

auch auf das Au fkommen der Mehrwertsteuer. Eine 

ger ingere Anpassung (z.. B Variante A1 gegenüber 

A2) dämpft zwar die öffent l ichen Ausgaben, führt 

aber letztl ich auch zu niedrigeren Einnahmen. Da 

diese Rückwirkungen nicht berücksicht igt wurden, 

fällt das Gebarungsergebnis in der Variante A1 im 

Vergleich zu A 2 wahrscheinl ich etwas zu günst ig 

aus 

Wie in den Model lsimulat ionen bleiben auch in den 

hier dargestel l ten Berechnungen Veränderungen im 

monetären Sektor außer Betracht Durch Arbei tszei t 

verkürzung bewirkte Veränderungen in der Inflations

rate oder im Leistungsbi lanzsaldo — auch wenn sie 

laut den Model lergebnissen nicht sehr ins Gewicht 

fallen — können das nominelle Zinsniveau beeinf lus

sen und damit, unmittelbar oder über die Investi t ions

neigung, die Gewinnsteuern Der Gebarungssaldo 

der öffent l ichen Haushalte könnte sich dadurch in der 

Variante A (produktivi tätsorientierte Lohnpolit ik) rela

tiv zur Variante B etwas verbessern Die Berechnun

gen gehen für beide Varianten von konstanten 

Steuersätzen über den gesamten Beobachtungszei t 

raum aus Die öffent l ichen Einnahmen entwickeln 

sich In der Variante A deshalb relativ ungünst ig, weil 

die Pro-Kopf-Verdienste viel langsamer in die Steuer

progress ion "h ineinwachsen" als in der Variante B. 

Al lerdings ist zu bedenken, daß bei gedämpf ter Lohn-

und Gehaltsentwicklung die Forderung nach einer 

Anpassung der Steuertari fe relativ später erhoben 

werden dürf te. Auch dies könnte das Ergebnis der 

Variante A vergleichsweise etwas günst iger erschei

nen lassen. 

Ein direkter Vergleich dieser Berechnungen mit den 

Werten des Simulat ionsmodel ls ist nur beschränkt 

mögl ich, da einzelne Teilaggregate unterschiedl ich 

definiert s ind und zum Teil auch divergierende Annah

men getrof fen wurden. Eine adaptierte Model lversion 

für die Variante A bestät igt wei tgehend die hier wie

dergegebenen Ergebnisse Sie zeigt auch, daß die 

Form der Indizierung der öf fent l ichen Transfers für 

das Endergebnis eine entscheidende Rolle spielt Nur 

unter der Annahme, daß sich die durch eine Arbe i ts 

zei tverkürzung mit produkt iv i tätsor ient ierter Lohnpo

litik bewirkte Dämpfung des Lohn- und Preisauftr iebs 

s ) Eine versuchsweise Adaptierung des Simulationsmodells be
stätigte weitgehend die hier dargestellten Schätzergebnisse. 

auch auf die Transferzahlungen erst reckt (und daß 

weiters die Ausgabenent lastung in der Arbei ts losen

versicherung für den Budgetsaldo wi rksam wird) , 

kann sich der Ausgaben-Einnahmen-Saldo des öf

fent l ichen Sektors etwas verbessern ; andernfalls ist 

mit einem höheren Defizit als im Ausgangsszenar io 

zu rechnen 

Schwierig ist auch ein Vergleich mit ausländischen Si

mulat ionsergebnissen Je nach den zugrundel iegen

den Annahmen und der jeweil igen Model ls t ruktur 

streuen die Ergebnisse stark (siehe Breuss, 1985) Im 

allgemeinen verändert eine Arbei tszei tverkürzung — 

unabhängig von der Lohnbi ldungsregel — den kon

solidierten Gebarungssaldo der öffent l ichen Haus

halte nicht gravierend (weder in posit iver noch in ne

gativer Richtung) In den meisten Fällen bleibt die 

Veränderung deutl ich unter 1 % des B r u t t o i n l a n d s 

produktes, so auch in den österre ichischen Model 

len 

Im allgemeinen zeigen die ausländischen Model ler

gebnisse ein relativ günst igeres Ergebnis für die öf

fentl iche Hand, wenn die Arbei tszei tverkürzung ohne 

Lohnausgleich erfolgt Ein günst igeres Ergebnis für 

die Variante mit Lohnausgleich, wie sie in den Be

rechnungen für Österreich anklingt, zeigt s ich nur im 

Modell des Rheinisch-Westfäl ischen Inst i tuts für Wirt

schaf ts forschung für die BRD Ein Erklärungsgrund 

für das "abweichende Verhalten" Österre ichs könnte 

darin l iegen, daß hier die Lohnnebenkosten (Steuern 

und Sozialbeiträge) relativ hoch s ind, und daß daher 

jede Veränderung der Lohnsumme stark auf die 

Staatseinnahmen durchschlägt Die Lohndämpfung 

(gegenüber der Ausgangsbasis) in der Variante A 

führt daher zu einem massiven Einnahmenausfall in 

den öffentl ichen Budgets , der auch durch die zusätz

l ichen Beschäft igten (auf Grund der Arbeitszeitver

kürzung) und deren Steuer- und Beitragsleistung 

nicht ausgegl ichen werden kann Diese These von 

der im internationalen Vergleich relativ starken Wir

kung der automat ischen Stabi l isatoren in Österreich 

müßte allerdings noch gesondert verifiziert werden 

Alternative: Senkung des Pensionsalters 

Neben der Verkürzung der wöchent l ichen Arbei tszei t 

wird häufig die Senkung des Pensionsalters als Maß

nahme zur Bewält igung der Arbei tsmarktprobleme 

zur Diskussion gestel l t Die bestehenden gesetzl i 

chen Regelungen der vorzei t igen Al terspension lei

sten schon jetzt einen wicht igen Beitrag, die stati

st isch ausgewiesene Arbei ts losigkei t zu verr ingern 

Darüber hinaus bestehen Sonderregelungen zur 

Frühpensionierung nach dem Sonderunters tü tzungs

gesetz (z B die "Akt ion 57/52" in Teilen der eisener

zeugenden Industrie) und nach dem Nachtschicht-

Schwerarbei tergesetz. 
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Übersicht 4 

Auswirkungen einer Verkürzung der Lebensarbeitszeit auf 
den Arbeitsmarkt 

Variante A Variante B Variante C 

Differenz z u m Ausgangsszenar io für 
1984 absolut 

Zahl der ASVG-Pensionen . + 5 4 3 0 0 + 1 8 0 0 0 +60 .000 

Belastungsquote in der Pensionsvers icherung 

der Unselbständigen (absolut) 1 ) 538 527 539 

Beschäft igte — 2 1 7 0 0 — 7 2 0 0 — 2 4 000 

Arbei ts lose - 1 6 . 3 0 0 - 5.400 - 1 8 . 0 0 0 

Arbei ts losenrate ( i n%) 3 ] 4 7 5 0 4,6 

') Pensionsbezieher je 1 000 aktive Pensionsversicherte; 1983 = 522 — ! ) 1984 = 

5 2% 

Übersicht 5 

Kosten einer Verkürzung der Lebensarbeitszeit für die 
öffentlichen Haushalte 

Variante A Variante B Variante C 

Differenz z u m Ausgangs Szenario für 
1984 in Mrd. S 

Mehraufwand für Pensionen + 6 9 + 3,0 + 9 9 

Abgabenausfal l + 6,3 + 2 1 + 6,9 

Lohnsteuer + 1 4 + 0.5 + 1 6 

S oz ial ve rs Ic h e run gsbeit f ä g e + 4 8 + 1,6 + 5 3 

Abgaben der zusätzl ichen Beschäf t ig ten - 2,6 - 0 9 - 2 9 

Lohnsteuer - 0 5 _ 0 2 - 0 6 

Sozialversicherungsbeiträge - 2 1 - 0 7 - 2.3 

Einsparungen der Arbei ts losenvers icherung . . — 0,5 - 0,2 — 0,6 

Net tokos ten für die öffent l ichen Haushalte + 1 0 1 + 4 0 + 1 3 4 

Mit Hilfe von Model l rechnungen wurde versucht , die 

direkten und indirekten Kosten zu ermit teln, die den 

Öffentlichen Haushalten aus einer Verkürzung der Le

bensarbeitszeit durch Senkung des Pensionsalters 

erwachsen Drei Varianten wurden gerechnet ; 

Variante A Senkung des Pensionsalters für die nor

male Al terspension um 5 Jahre (Männer 60, Frauen 

55 Jahre); 

Variante B Senkung des Mindestal ters für die vorzei

t ige Al terspension um 1 Jahr (Männer ab 59, Frauen 

ab 54 Jahre) ; 

Variante C Senkung des Mindestal ters für die vorzei

t ige Al terspension um 3 Jahre (Männer ab 57, Frauen 

ab 52 Jahre) 

Die Berechnungen umfassen ausschließlich die Aus

wi rkungen einer Senkung des Pensionsalters für die 

Unselbständigen (Pensionsversicherung nach dem 

ASVG) Es wurde unterstel l t , daß die Anspruchsvor 

aussetzungen für den Bezug einer Pension (insbe

sondere die erforderl ichen Versicherungszeiten) je

weils dem niedrigeren Pensionsalter angepaßt wer

den 

Eine Vorver legung des Pensionsalters belastet die 

Pensionsversicherungsträger mit zusätzl ichem Auf

wand für Pensionsleistungen; daneben fallen indi

rekte Kosten durch entgangene Einnahmen an So

zialbeiträgen an Die Gebietskörperschaf ten müssen 

mit Mindereinnahmen an Lohnsteuer rechnen, wenn

gleich auch die Pensionen grundsätzl ich lohnsteuer

pfl ichtig sind Die indirekten Kosten für die öffent l iche 

Hand werden dadurch gedämpft , daß ein Teil der Pen

sionsabgänger durch neue Arbei tskräf te ersetzt wi rd 

und diese Lohnsteuer und Sozialbeiträge entr ichten. 

Durch die Verr ingerung der Arbei ts losigkei t ergeben 

sich Einsparungen in der Arbei ts losenvers icherung 7 ) . 

Für die Berechnungen wurde angenommen, daß bei 

Vorver legung des normalen Pensionsalters (Va

riante A) 85% der Beschäft igten in der en tsprechen

den Al tersgruppe davon Gebrauch machen, von der 

Ausdehnung der Frühpensionierung (Varianten B 

7 ) Rückwirkungen, die sich aus der Senkung des Pensionsal
ters auf das Aufkommen an indirekten Steuern ergeben blie
ben bei den Berechnungen außer Betracht 

und C) knapp 60% (Details zu den Berechnungen f in

den sich im Anhang) 

Die Ergebnisse der Berechnungen für den Arbe i ts 

markt und die öffent l ichen Haushalte sind in den 

Übersichten 4 und 5 dargestel l t Demzufolge werden 

— unter den getrof fenen Annahmen — durch eine 

Vorver legung des normalen Anfallsalters für die A l 

terspension rund 22 000 Arbei tsplätze frei (Va

riante A ) ; eine genereile Auswei tung der Frühpensio

nierungen um einen Jahrgang bietet rund 7.000 bis 

8.000 Personen eine Beschäf t igung (Varianten B 

und C) Die Arbei ts losenrate sinkt in Variante A um 

schätzungsweise 0,5 Prozentpunkte, in Variante B 

und C pro Al tersjahrgang, der in die Frühpensionie

rung einbezogen wi rd , um etwa 0,2 Prozentpunkte. 

Zum Unterschied von der Verkürzung der Wochenar

beitszeit erweist sich die Senkung des Pensionsal

ters für die öffentl iche Hand als relativ " teure" Maß

nahme zur Verr ingerung der Arbeitslosigkeit . Die Net

tokos ten betragen bei der Senkung des normalen 

Pensionsalters auf 60 bzw 55 Jahre rund 10 Mrd . S 

pro Jahr, für jeden Al tersjahrgang zusätzl icher Früh

pensionen etwa 4 bis 5 Mrd . S Sie müssen überwie

gend vom Bund (unmittelbar oder über die Ausfallhaf

tung in der Pensionsversicherung) getragen werden 

Für die Unternehmungen bedeutet die Verkürzung 

der Lebensarbeitszeit mit Sicherheit eine Ent lastung 

bei den Personalkosten — da sich die Beschäf t igung 

insgesamt verr ingert und die neueingestel l ten Ar

beitskräfte im Durchschni t t ein niedrigeres Verdienst

niveau haben dürf ten als die ausscheidenden — , 

auch wenn Abfer t igungszahlungen und Einstel lungs

kosten zu berücksicht igen sind 

Zusammenfassung und Schlußfolgerungen 

Die vorl iegende Arbei t versucht , die Auswi rkungen 

verschiedener Formen einer Arbei tszei tverkürzung 

auf Einnahmen und Ausgaben der öf fent l ichen Haus

halte festzustel len Hiebei werden zwei Varianten der 

schr i t tweisen Einführung der 35-Stunden-Woche -— 
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ohne bzw. mit tei lweisem Lohnausgleich — einer 

Senkung des Pensionsalters gegenübergestel l t 

Entgegen einer vielfach vert retenen Meinung ist mit 

einer Verkürzung der Wochenarbei tszei t nicht unbe

dingt eine nennenswerte Belastung der öffentl ichen 

Budgets verbunden Zwar steigt der Personalauf

wand für zusätzl iche Beschäft igte und Übers tunden; 

gleichzeit ig n immt der Staat auf Grund des zu erwar

tenden Beschäf t igungsef fekts in der Gesamtwir t 

schaft aber auch mehr Lohnsteuer und Sozialbeiträge 

ein und erspart sich einen Teil der Ausgaben für Ar

bei ts losenunterstützung und Frühpensionen. Bemer

kenswert ist auch ein Ergebnis der Berechnungen, 

wonach die Einführung der 35-Stunden-Woche ohne 

Lohnausgleich den Staat unter Umständen mehr be

lastet als eine Verkürzung mit (teilweisem) Lohnaus

gle ich: Wohl sind bei kürzerer Arbei tszei t ohne Lohn

ausgleich die öffentl ichen Personalkosten relativ 

niedriger, diese "Einsparungen" werden aber da

durch mehr als ausgegl ichen, daß sich das — gegen

über dem Zustand ohne Arbei tszei tverkürzung — ge

sunkene Lohn- und Gehaltsniveau auch in massiven 

Einnahmenausfällen an Lohnsteuer (wegen des Pro

gressionseffekts) und Sozialbeiträgen (sie haben 

einen relativ hohen Antei l an der Lohn- und Gehalts

summe) auswirkt Eine Arbei tszei tverkürzung ohne 

Lohnausgleich führt vor allem dann zu einer Budget

verschlechterung, wenn sich die Dämpfung der Lohn-

und Einkommensentwick lung nicht auch auf die Öf

fent l ichen Transferzahlungen (Pensionen, Arbei ts lo

senunters tützung u ä ) erstreckt . Verläuft die Ausga

bendynamik der Transferzahlungen nicht entspre

chend langsamer, vergrößert die Einführung der 

35-Stunden-Woche mittelfr ist ig das Budgetdef iz i t um 

schätzungsweise 9 Mrd S (zu laufenden Preisen) 

Dagegen bleibt es nahezu kostant, wenn die Trans

fers so wie bisher an die Lohnentwick lung (mit gewis

ser Verzögerung) gekoppel t s ind Auch eine Arbe i ts 

zei tverkürzung mit tei lweisem Lohnausgleich verän

dert die Finanzlage der öffentl ichen Haushalte nur un

wesent l ich, da die höheren Aufwendungen (vor allem 

für Personal) durch höhere Einnahmen aus den Steu

ern und Beiträgen der zusätzl ich Beschäft igten weit

gehend ausgegl ichen werden. 

Entscheidend für die Budgetsi tuat ion ist vor allem, 

wie groß der Beschäf t igungszuwachs in der Gesamt

wir tschaft ist, der sich als Folge der Arbeitszei tver

kürzung ergibt Je nach den entsprechenden Annah

men liefern Simulat ionsmodelle im internationalen 

Vergleich recht unterschiedl iche Ergebnisse Ist der 

Beschäft igungseffekt im öffentl ichen Sektor deut l ich 

größer als in den übr igen Wir tschaf tsbere ichen, so 

sind die Auswirkungen auf den Staatshaushalt ungün

st iger als im Falle ähnlicher Beschäft igungsreakt io

nen Die Öffentliche Hand kann aber das "Budget 

risiko" minimieren, indem sie die Wochenarbei tszei t 

für ihre Beschäft igten nicht gleichzeit ig mit dem pr i 

vaten Sektor verkürzt, sondern erst mit gewisser Ver

zögerung und unter Berücks icht igung der kurzfr ist ig 

eingetretenen Effekte 

Eine Senkung des Pensionsalters ist mit deutl ich hö

heren Budgetbelastungen verbunden als die Einfüh

rung der 35-Stunden-Woche Eine Vorver legung des 

normalen Pensionsalters (auf 60 Jahre für Männer 

bzw 55 für Frauen) führt zu einer jährl ichen Net tobe

lastung von rund 10 Mrd S; dennoch kann die Ar

beitslosenrate schätzungsweise nur um '/2 Prozent

punkt verr ingert werden Die Erweiterung der Früh

pensionierung auf einen zusätzl ichen Al ters jahrgang 

(Männer ab 59, Frauen ab 54 Jahre) "koste t " den 

Staat rund 4 Mrd. S jährl ich, wobe i die Arbe i ts losen

rate um etwa 0,2 Prozentpunkte verr ingert werden 

kann 

Der Modus einer Arbei tszei tverkürzung ist somit 

ganz entscheidend für die Einkommensverte i lung 

zwischen den Wir tschaf tssektoren Eine Verkürzung 

der Wochenarbei tszei t belastet vor allem den Unter

nehmenssektor (über höhere Arbe i tskosten) , wenn 

sie mit vollem Lohnausgleich durchgeführ t w i r d ; er

folgt sie ohne Lohnausgleich, t ragen vor allem die pr i 

vaten (Arbeitnehmer-) Haushalte die Kosten Eine 

Senkung des Pensionsalters verbessert im al lgemei

nen die Kostensituat ion der Unternehmen und über

wälzt die Kosten (bei unverminderten Pensionsan

sprüchen) auf den Staat 

Georg Busch 

Anhang: Zur Methode der Berechnungen 

Verkürzung der Wochenarbeitszeit (Übersicht 6) 

Zusätzliche Ausgaben 

(Jeweils Differenz zum Ausgangsszenar io) 

Beschäftigte: Zusätzl iche Beschäft igte im öffentl i

chen Sektor Lohnsumme pro Kopf 

Überstunden Lohn- und Gehal tssumme des öffentl i 

chen Sektors Antei l der zusätzl ichen Übers tun

den. 

Preiseffekte Öffentl icher Persona laufwand inflatio-

niert mit Lohn- und Gehal tssumme pro Kopf, öffentl i

cher Sachaufwand (Konsum + Investi t ionen) inflatio-

niert mit Konsumdeflator, indizierte Transfers inflatio-

niert mit Konsumdef lator 
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Übersicht 6 

Basisdaten für die Berechnungen zur Verkürzung der Wochenarbeitszeit 

Variante A Variante B 

Produktive lä isor ient ier te Lohnpol i t ik Teilweiser Lohnausgle ich 

1 Jahr 3 Jahr 6 Jahr 9 Jahr 1 Jahr 3. Jahr 6 Jahr 9 Jahr 

Zusätzl iche Beschäft igte im öffent l ichen S e k t o r . . . . in 1.000 15,8 28.8 57,4 68,8 15.8 28,8 49 2 58 7 

Lohn summe je zusätzl ichen Beschäf t ig ten im öffentl ichen Sektor 1.000S 210,8 233,9 270 6 3 3 5 5 221 1 243,3 299,6 369,6 

Lohnsumme im öffent l ichen Sektor Mrd. S 156 176 210 266 162 182 228 286 

Antei l der Überstunden an der Lohnsumme im öffentl ichen Sektor i n % 2,6 2,8 2 8 0 2,3 2,3 3 8 0 

Personalaufwand im öffent l ichen Sektor Mrd S 1 4 3 7 159 5 184.5 228.8 150,8 166 0 204,3 251 9 

Sachaufwand im öffent l ichen Sektor Mrd S 1 5 3 9 1671 192,2 224,8 155 4 169.0 197,8 232,8 

Transfers des öffent l ichen Sektors 

mit der Lohnsumme je Beschäf t ig ten indiziert Mrd S 140,0 149,0 174,8 206,5 140.0 156 2 182 1 224,5 

tei lweise mit d e m Konsumdef la tor indiziert Mrd. S 140,0 152 9 179 7 217 0 

Zusätzl iche Beschäf t igte in der Gesamtwir tschaf t . in 1.000 35 103 193 258 24 32 144 201 

Lohnsumme je zusätzl ichen Beschäf t ig ten in der Gesamtwir tschaf t 1.000S 177 2 196 7 227.6 2 8 2 1 185 9 2 0 4 6 252.0 310.8 

Lohnsumme in der Gesamtwir tschaf t . . . Mrd. S 531 601 717 906 546 604 736 909 

Antei l der Übers tunden an der Lohnsumme in der Gesamt Wirtschaft in % 2 1 1 1 2 1 0 2 1 0 9 1.8 0 

Durch die Arbei tszei tverkürzung induzierte Gewinn Veränderung Mrd S + 10.0 + 0 9 + 8,0 — 1 2 1 - 4 D - 1 1 , 0 — 2 8 , 0 - 4 5 , 0 

Basrs für indirekte Steuern: Differenz z u m Ausgangsszenar io Mrd . S - 9 7 — 5 7 - 1 7 , 5 - 1 7 4 2 7 5 8 19.3 31 9 

Bezieher von Arbei ts losengeld in 1.000 14 41 77 103 12 41 72 100 

Arbei ts losengeld pro Kopf LOGOS 62,6 69,5 85,0 105 2 62 6 69,5 85 0 105 2 

Bezieher einer Frühpension in 1.000 3,5 10,3 19.3 25,8 2 4 8 2 1 4 4 20,0 

Frühpension pro Kopf 1 000 S 1 3 3 0 147.8 180.6 223,6 133.0 147 8 180.6 223,6 

Zusätzliche Einnahmen 

Lohnsteuer Zusätzl iche Beschäft igte in der Gesamt

wirtschaft Lohnsumme pro Kopf, Lohnsteuersatz 

12,2%. 

Überstunden Bru t to -Lohn- und -Gehal tssumme 

Antei l der zusätzl ichen Überstunden, Lohnsteuersatz 

20%. 

Preiseffekt: Bru t to -Lohn- und -Gehal tssumme des 

Ausgangsszenar ios Abweichung der Pro-Kopf-Ver

dienste in Prozent, Lohn Steuersatz 30%. 

Sozialbeiträge 44% der Bru t to -Lohn- und -Gehalts

summe 

Bei Überstunden und Preiseffekt Auswi rkung der 

Höchstbei t ragsgrundlage berücksicht igt 

Gewinnsteuern: Abwe ichung der Gewinne laut Volks

wirtschaft l icher Gesamtrechnung vom Ausgangssze

nario, Steuersatz 40% 

Indirekte Steuern Abwe ichung der Aufwendungen 

für privaten Konsum, öffent l ichen Sachkonsum, öf

fentl iche Investit ionen und Saldo des Reiseverkehrs 

vom Ausgangsszenar io, Steuersatz 14% 

Entlastung Sozialausgaben 

Annahmen 40% (Variante B 50%) der neuen Beschäf

t igten waren bisher Leistungsbezieher der Arbei ts lo

senversicherung 10% der zusätzl ichen Beschäft igten 

waren Bezieher einer vorzei t igen Al terspension 

Leistungsbezieher von Arbei ts losengeld bzw Früh

pension Pro-Kopf-Leistung 

Senkung des Pensionsalters 

Zur Ermit t lung der (zusätzlichen) Zahl der Pensionen 

auf Grund der Senkung des Pensionsalters wurde in 

der Variante A angenommen, daß 85% der unselb

ständig Beschäft igten in der relevanten A l tersgruppe 

(Männer 61 bis 65 Jahre; Frauen 56 bis 60 Jahre) von 

der Möglichkeit f rüher in Pension zu gehen Gebrauch 

machen, und daß 83% hievon einen Pensionsan

spruch nach dem ASVG haben ( insgesamt rund 

54.300 zusätzl iche Pensionen) 

In den Varianten B und C wurde der bei der derzeit i 

gen Frühpensionsregelung gegebene Rückgang der 

altersspezif ischen Erwerbsquoten entsprechend vor

verlegt Daraus result ierte eine Erhöhung der Zahl 

der ASVG-Pensionen um 18.000 in der Variante B und 

um 60.000 in der Variante C Gemessen an der ge

genwärt igen Beschäft igtenzahl bedeutet dies, daß je

weils rund 57% eine Frühpension in Anspruch neh

men. 

Für die Errechnung des (zusätzlichen) Pensionsauf

wands wurde in der Variante A ein Betrag von knapp 

8.300 S pro Kopf und Monat angenommen, das ent

spr icht etwa der durchschni t t l ichen Al terspension 

der Neuzugänger 1984 

Auf Grund der restr ikt iven Anspruchsvoraussetzun

gen sind die Frühpensionen bei langer Versiche

rungsdauer (§ 253b ASVG) die " teuers ten" Pensio

nen. Der jüngste Jahrgang erzielte 1984 einen monat

l ichen Durchschni t tswer t von mehr als 10 700 S Ein 

entsprechender Wert wurde auch für die Varianten B 

und C angenommen 

Zum Pensionsaufwand insgesamt wurden jeweils 

noch 10% für Nebenkosten (KrankenVersicherungs

beitrag u a.) hinzugerechnet. 

Neben dem Pensionsaufwand fallen indirekte Kosten 

in Form von entgangenen Einnahmen an Lohnsteuer 

und Sozialbeiträgen an Für ihre Berechnung 

wurde angenommen, daß das Pro-Kopf -E inkommen 

der Pensionsbewerber um 20% über dem Durch-
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schni t tsverdienst von 16.720 S pro Monat (einschließ

lich Sonderzahlungen) liegt. Der durchschni t t l iche 

Lohnsteuersatz des entsprechenden Jahreseinkom

mens beträgt 14,5% Al lerdings entfällt der Betrag an 

Lohnsteuer nicht ganz (laut Annahme zu 75%), da 

auch die Pensionen lohnsteuerpf l icht ig sind Der Aus

fall an Sozialbeiträgen beträgt 37% des Brut toverdien

stes 

Es wird angenommen, daß 60% der Pensionsabgän

ger durch neue Beschäft igte ersetzt werden Hievon 

entfällt die Hälfte auf registr ierte Arbei ts lose, die an

dere Hälfte auf die "stille Reserve" Weiters wi rd an

genommen, daß ein Viertel der neu Beschäft igten bis 

dahin Bezieher von Arbei ts losengeld war Der Groß

teil der zusätzl ichen Beschäft igten dürf te auf Junge 

entfal len; ihr Pro-Kopf-Verdienst liegt laut Annahme 

um 20% unter dem Gesamtdurchschni t t Der durch

schnit t l iche Lohnsteuersatz beträgt 9,6%, der Antei l 

der Sozialabgaben 40% des Brut to Verdienstes 

Für die Einsparungen an Arbei ts losengeld wurde ein 

Monatsbetrag von 5 500 S pro Leistungsbezieher un

terstel l t . 

Literaturhinweise 

Allen, R, "The Economic Effects of a Shorter Working Week , 

Government Economic Service Working Paper, 1980, (33) Lon

don 

Beirat für Wirtschafts- und Soziaifragen, Arbeitszeitentwicklung 

und Arbeitszeitpolitik Wien, 1984. 

Breuss, F., "The Reduction of the Work Week: An International 

Comparison of Macro-economic Model Simulations" WIFO 

Working Papers 1985, (9) 

Busch G , Anhang zu "Auswirkungen einer Verkürzung der 

Wochenarbeitszeit von 40 auf 35 Stunden auf den Öffentlichen 

Sektor", WIFO, Wien, 1984 (hektographiert) 

DIW, Mögliche Beschäftigungseffekte der Vorruhestandsrege-

lung" DlW-Wochenbericht. 1984, (18), S 209-219 

Ginneken van, W., "Employment and the Reduction of the Work 

Week: A Comparison of Seven European Macro-economic 

Models ' , international Labour Review, 1984 123(1) S 35-52 

Görres, P A , "Beschäftigungsetfekte von Arbeitszeitverkür

zungen" Zeitschrift für Wirtschafts- und Sozialwissenschaften 

1982, (4), S 337-362 

IFO, Studien zur Arbeitsmarktforschung Gesamtwirtschaftliche 

Auswirkungen einer Verkürzung der Arbeitszeit Band 3/I Mün

chen, 1983. 

Krumper A , 'Gesamtwirtschaftl iche Auswirkungen einer Ar

beitszeitverkürzung", IFO-Schnelldienst 1983, (30), S 8-26 

Linde, R "Beschäftigungseffekte von Arbeitszeitverkürzungen 

mit Lohnausgleich" Jahrbücher für Nationalökonomie und Sta

tistik 1983 198(5), S 425-436 

Maurer J. Pichelmann, K "Makroökonomische Effekte einer 

Wochenarbeitszeitverkürzung Eine Simulationsstudie für 

Österreich (IHS/I LIMA modei) ' , Institut für Höhere Studien, 

Forschungsbericht, 1983, (192) 

Maurer, J , Pichelmann K Schrittweise zur 35-Stundenwoche 

in Österreich Eine Simulationsstudie zu den makroökonomi

schen Konsequenzen ()HS/I! LIMA model) Institut für Höhere 

Studien Wien 1984 (Kurzfassung hektographiert) 

OECD, The Current Debate on Working Time Adjustments in 

OECD Member Countries, Inter-Governmental Conference on 

Employment Growth in the Context of Structural Change, SME/ 

SC/83 6, Paris 1983 

Oudiz G , Raoul, E , Sterdyniak. H , "Reduire la durfee du travail 

queiles consequences? 1 Economie et statistique, Paris 1979, 

S.3-17. 

Pollan W., "Die Arbeitszeitverkürzung — ein neuer Produktivi

tätsfaktor?' WIFO Working Papers 1984, (8) 

Schebeck. F , Die Auswirkungen einer Verkürzung der Wochen

arbeitszeit Simulationsexperimente mit einem makroökonomi

schen Modeli der österreichischen Wirtschaft (WIFO JMX mod

el) Wien, 1983 (hektographiert) 

Schwödiauer, G., "Arbeitszeitverkürzung — auch ein Problem 

der Ökonometr ie ' , Wirtschaftspoiit ische Blätter 1984 31(4) 

S 393-403 

Stille F Zwiener R , Was bringt der Einstieg in die 35-Stun

den-Woche? Zu den ökonomischen Auswirkungen einer 

schrittweisen Verkürzung der tariflichen Arbeitszeit" DlW-Wo

chenbericht, 1983 (31), S 383-394 

145 




